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Europäisches Arbeitsrecht - unterdimensionierte
Säule des „europäischen Hauses"

LI ESEL

bgleich „Europäisches Arbeits-
recht” nicht genau definiert ist,
mag der Eindruck vorherrschen,

es handele sich um ein mit zunehmender
Aufmerksamkeit bedachtes und sozial-
politisch fruchtbares Feld arbeitsrechts-
dogmatischer Bemühungen. Ein Mangel
ist dennoch nicht zu übersehen: Die
arbeitsrechtlichen Aktivitäten der Euro-

päischen Gemeinschaft (EG) sind aus-

schließlich paragouvermentaler Natur,

gehen also auf die Initiativen der Kom-

mission als Verwaltungsbehörde zurück.
Dagegen fehlt dem Europäischen Ar-

beitsrecht jegliches Tarifvertragssystem.

Diein Tarifverträgen enthaltenen Rechts-

normen sind jedoch für die Sicherung

des Einkommensder abhängig Beschäf-

tigten, zur Gestaltung von Arbeitsbedin-
gungen und als Grundlage für Arbeit-
nehmerInnenschutzrechte von zentraler

Bedeutung.'
Daher genügt es nicht, festzustellen,

daß nach dem deutschen Verfassungs-

recht den Koalitionen ein Anspruch aus
Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz (GG) zustün-

de,’ wonach der Staat, um ihnen eine

effektive Mitwirkung an der Gestaltung
der Arbeitsbedingungen zu sichern, ein
funktionierendesTarifvertragssystem zur
Verfügungstellt, ein solches sei im EG-
Recht jedoch noch nicht vorgesehen.*
Tatsächlich bedarf es eines Tarifvertrags-
statuts, welches festlegt, wer mit wem

über welche FragenTarifverträge schlie-
ßen kann sowie welche Personen sich
daraufberufen können, um Tarifverträge
überhauptentstehen zu lassen.

Sozialpolitische Funktion der
Tarifautonomie

Die Regelung des Marktgeschehenser-

folgt gewöhnlich durch die privatauto-

nome Betätigung der Vertragsparteien.
Hinter der Privatautonomie steckt der
Gedanke, daß die Individuen nur Verträ-

ge miteinander abschließen, die von
beidenSeitenals vorteilhaft eingeschätzt
werden, also die Gerechtigkeitsvermu-

tung, daß niemand sich durch als unge-
recht empfundeneVerträge binden wird.

Das Vertragsmodell unterstellt jedoch
wirtschaftliche Unabhängigkeit. Die ab-
hängig Beschäftigten jedoch werden, da
sie nicht selbst investieren und damit
unabhängig auf dem Markt auftreten
können, „um jeden Preis” Einkünfte
erzielen müssen,d. h. die Ware „Arbeit”
in einen Unterbietungswettbewerb an-
bieten. Mithin würden Verträge zu jed-

weden Konditionen abgeschlossen. Die
im Vertragsmodell angedeutete Gerech-

tigkeitsvermutungplatzt.
Die darausresultierende reale Imparität

zwischen den Arbeitsvertragsparteien

auszugleichen ist die raison d’ötre des

kollektiven Arbeitsrechts.* Es geht also

um die Ausschaltung des Einzelwillens

im Arbeitsvertrag zugunsten der Tarif-

geltung.° Ziel der Operation ist es öko-
nomisch gesehen, den Unterbietungs-
wettbewerb der ArbeitgerInnen durch
die Möglichkeit, Kartelle der Anbiete-
rInnen von Arbeitskraft zu bilden, zu
verhindern. Dadurch wird es den

AnbieterInnen von Arbeitskraft ermög-
licht, tarifvertragliche Mindestbedingun-
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gen durchzusetzen.*Im Gegensatz zum

sonstigen Marktgeschehen dient diese

Kartellbildung im Bereich des Arbeits-
rechts dem kapitalistischen Wirtschafts-
system auch als Selbstschutzmechanis-

mus: Würden nämlich ArbeitgeberInnen

hauptsächlich über die Lohnkosten kon-
kurrieren, führte deren Absinken zu
einem Verfall der Massenkaufkraft und
dem Wegfall der Binnenmärkte. Zudem
könnte diese Rezession soziale Span-

nungen verschärfen. Ir
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Vorrang der Tarifautonomie

Gegen die Notwendigkeit ei-
nes Tarifvertragssystems auf

EG-Ebeneließe sich jedoch einwenden,
daß dem Privatrecht die Situation eines
tatsächlichen Kräfteungleichgewichts
zwischen den VertragspartnerInnennicht
unbekanntist, wie die Regelungen zum
Verbraucherkreditrecht oder zwingende
Regelungen im Wohnraummietrecht be-
weisen: Auch hier werden Vertragsbe-

dingungen nicht kollektivrechtlich zwi-
schen Verbänden von MieterInnen und

VermieterInnen ausgehandelt, sondern

der Gesetzgebergreift regulierendein.
Damit stellt sich die Frage, warum

dies nicht auch auf EG-Ebene im Wege

arbeitsrechtlicher Richtlinien geschehen
sollte.

Bei modellhafter Betrachtungsetzt die
Möglichkeit Tarifverträge abzuschließen
die Kartellwirkung voraus. Wenn ein
bestimmter Preis für die Arbeitskraft
nicht mehr zu erzielenist, kann sich das

Kartell der Arbeitskraft-AnbieterInnen

dazu entschließen, Arbeitskraft ebennicht
mehr zu verkaufen. Dies heißt dann
gewerkschaftlicher Streik. Ein Arbeits-
kampfhat für die Abnehmer und Abneh-
merinnen vonArbeitsleistung (die merk-
würdigerweise ArbeitgeberInnen hei-

ßen’) die Unannehmlichkeit, daß sie ihre

Produkte nicht mehr absetzen können,
evtl. Marktanteile an die Konkurrenz
verlieren und in ihrer wirtschaftlichen
Entfaltung allgemein gehemmtsind. So

wird zunächst ein Kräftegleichgeweicht

hergestellt. Aber auch für die Arbeitneh-
merlInnenseite ist der Arbeitskampfmit
dem Nachteil des Einkommensverlustes

behaftet, sieht man von der Auszahlung

von Streikgeld (ca. 60 % des Nettolohns)

einmalab.

Unter der Voraussetzung, daß beide

Arbeitskampfparteien gleich stark sind,

wird sich ein Kompromißetablieren, der
die gegensätzlichen Interessen angemes-

sen berücksichtigt. Dieses Verfahren bie-

tet ähnlich wie der Vertrag unter „Glei-

chen“ die Chance auf eine gewisse
materielle Richtig- u
keit.® Darüberhin- E75

- . und

aus bietet dieses IT
Verfahren den Vor-

teil, daß die Nor-

men des Tarifver-

  

 

trages von denen ausgehandelt werden,

die ihnen unterfallen, die demokratische

Legitimation also direkter ist, da „die

unmittelbar Betroffenen besser wissen
und besser aushandeln können, was

ihren beiderseitigen Interessen und dem

gemeinsamen Interesse entspricht als
der demokratische Gesetzgeber“ °. Nicht
nur deshalb hat der Staat den Tarif-

parteien einen Freiraum eingeräumt, in
dem er seine eigene Gesetzgebungszu-
ständigkeit weit zurücknimmt.!” Damit
ist nicht nur in der grundrechtlich veran-
kerten Tarifautonomie(Art. 9 Abs. 3 GG),

sondern wohlauch im Sozialstaatsprinzip
und im Demokratieprinzip der Gedanke

angelegt, daß die Selbstverwirklichung
des Individuumsauchbeider Gestaltung
der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen

(Art.9 Abs.3 GG) möglichst intensiv
sein soll. Dies ist durch die Einflußnah-
me in demokratisch organisierten Ge-
werkschaften unmittelbarer möglich als
über den mittelbaren Einfluß auf den
Gesetzgeber. Letztlich fördert das Ver-
fahren der tarifautonomen Normsetzung

 

 

bei der Regelung der Arbeits- und
Wirtschaftsbedingungen den Grund-
rechtsschutz der Beteiligten.

Deshalbist die staatliche Gesetzgebung
der tarifvertraglichen gegenüber prinzi-
piell subsidiär.'' Subsidiarität ist als das
Prinzip zu verstehen, das, wenn ein

Problem auf zwei Ebeneneffektiv gere-

gelt werden kann, der Regelung durch

die „niedrigere“, bürgerInnennähere Ebe-

ne den Vorrang einräumt.

Diese Überlegungen, die auf dem
verfassungsrechtlichen Schutz der Tarif-
autonomiedurch Art. 9 Abs. 3 GG beru-

hen,stellen dar, warum in der Bundesre-

publik der tarifrechtlichen Gestaltung
der Arbeits — und Wirtschaftsbedingun-
gen der Vorrang gegenüberder gesetzge-

berischen Ausgestaltung im Stile des

Verbraucherkreditgesetzes zukommt.

Auchaufder europäischen Ebenegibt

es Regelungen, die sowohldie Tarifauto-

nomie schützen als auch das Subsidiari-
tätsprinzip normieren: Art. F Abs. 2 des

... Vertrages über die Europäische Union

verpflichtet die Union auf die Achtung

der Grundrechte der Europäischen

Menschenrechtskonvention (EMRK) und

der gemeinsamen Verfassungsüber-

lieferungen der Mitgliedstaaten. Art. 11

EMRK gewährleistet die Koalitionsfrei-

heit.” Nach Art.3b des EG-Vertrags
(EGV) wird die Gemeinschaft nach dem

Grundsatz der Subsidiarität nur tätig,

soweit die Ziele der in Betracht gezoge-
nen MaßnahmeaufEbenederMitglieds-
staaten nicht erreicht werden können.

Fraglich ist jedoch, ob auch die Norm-

setzung durch die Tarifparteien, die eben

nicht die Mitgliedstaaten sind, nach

Art. 3b EGVden Vorrang vor EG-Recht

beanspruchen kann. Nur die deutsche

Fassung lautet: „auf der Ebene der

Mitgliedstaaten“, was nicht zwingend

die zentralstaatliche Ebene selbst mei-
nen muß, währendesin der französichen
Fassung„par les Etats membres“, in der

englischen „by the Member States“

heißt'?. Die französische Fassung, ange-
wandt auf den zentralistischen Staat
Frankreich, läßt sich seit der letzten
Generation der Dezentralisierungsge-

setze'* aber auch so verstehen, daß nicht
nur die Zentralgewalt gemeint sein muß.
Nimmt man hinzu, daß die Vertragspar-

teien von Maastricht in der Präambel

ihre Entschlossenheit bekundethaben,in

der künftigen Union die „Entscheidun-

gen entsprechend dem Subsidiaritäts-
prinzip möglichst bürgernah“ zu treffen,

so gewinnt dieser Begriff dort eine
besondere, eigenständige normative Be-
deutung,die sich nicht bereits in mitglied-

staatlichen Maßnahmenerschöpft."
Das Verfahren der Koalitionenist der

geradezu klassische Fall von autonomer

Selbstregulierung der BürgerInnen im

Rahmen der europaweit grundrechtlich
geschützten Koalitionsfreiheit.'* Inso-
fern ergibt sich aus dem systematischen
und teleologischen Zusammenhang,daß

auch auf Gemeinschaftsebene der Tarif-
autonomie der Vorrang vor der staatli-

chen Regelung der Arbeits- und
Wirtschaftsverhältnisse eingeräumt
wird." IT   
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Daherliegt es nahe, die zuvor beschrie-

benen Regelungsmechanismen des Ar-

beitsmarktes, zumal unter dem Aspekt

ihrer Subsidiarität, einfach von der na-

tionalen Ebene auf die Gemeinschafis-

ebene zu übertragen.'Y Voraussetzungist
jedoch ein europarechtliches Tarifver-
tragsstatut, das den Tarifverträgen nor-

mative Wirkung verleiht. Ohne dieses
könnte der Tarifvertrag geradezu ideal-

bildlich „gerecht“ und durch sein
Entstehungsverfahren vorbildlich legiti-

miert sein, er wäre nicht verbindlich und
würde mit der Kartellwirkung auchseine

sozialpolitische Funktion verfehlen.
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Demgemäß sehen die kontinentaleuro- .

päischen nationalen Rechtsordungendie
normative Wirkung des Tarifvertrages
vor. Dieser „erga omnes‘ — Effekt könn-
te einem europäischen Tarifvertrag je-
doch nicht ohne weiteres zuerkannt
werden'”, sondern müßte sich aus dem
Gemeinschaftsrecht ergeben.

Das EG-Recht erwähnt an mehreren

Stellen den sozialen Dialog als Äquiva-
lent zur Tarifverhandlung, der so - z.B.

nach Art. 118 b EGV - zu Vereinbarun-
gen bzw. vertraglichen Beziehungenfüh-
ren kann. Eine ähnliche Formulierung
findet sich in Art. 4 des Abkommens
zwischen den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft mit Ausnahme
des Vereinigten Königreiches Großbri-
tannien und Nordirland über die Sozial-
politik (SozPolAbk).
Art.4 Abs.2 SozPolAbk sieht zwei

Varianten der Durchführungder vertrag-
lichen Vereinbarungen vor. Die eine ist
der Antrag der SozialpartnerInnen(Tarif-
parteien), die Kommission möge die
abgeschlossene Vereinbarung dem Rat

vorlegen, damit dieser sie als Richtlinie

beschließe. Unterstellt man, daß Richtli-

nien unter bestimmten Voraussetzungen

(self-executing) normative Wirkung ha-

ben können," so hätte die Vereinbarung
nach ihrer Transformation eine dem
Tarifvertrag vergleichbare normative
Wirkung. Allerdings ist bestenfalls die

Kommission gehalten, die Vereinbarung

dem Rat zum Richtlinienbeschluß vor-
zulegen,?' der Rat selbst kann mit dem

Antrag verfahren, wie es ihm ir

beliebt. Es darf bezweifelt "* “.
werden, daß dieses Norm- °

setzungsverfahrendie sozial-

politische Funktion des Ta-
rilvertrages ersetzen kann, n

tritt doch hier an die Stelle der autono-

men Rechtsetzung durch die von ihren
Mitgliedern legitimierten Koalitionendie
Normsetzungdurch den MinisterInnenrat

als Organ der Exekutive.

Den Charme der beschriebenen

Grundrechtsverwirklichung kann die
Durchführung von europäischen Tarif-
vereinbarungen durch Beschluß des

MinisterInnenrates also gerade nicht für
sich in Anspruch nehmen. Vielmehr wird
so der autonome Soziale Dialog zu
einem gouvermental kontrollierten

Trialog, wodurch das Grundrecht der

Tarifautonomie letztlich verdrängt wird.
Vor diesem Hintergrund scheint die

zweite Durchführungsvariante des Art. 4

Abs. 2 SozPolAbk an Interesse zu ge-

winnen. Danach sollen Vereinbarungen

der SozialpartnerInnen auf europäischer
Ebene nach den jeweiligen nationalen

Gepflogenheiten und Verfahren durch-
geführt werden. Diese Durchführungs-
variante ist jedoch, wie folgendes Bei-
spiel zeigt, eine Scheinalternative: Denn

nach dem französischen Art. 135-2 code

du travail würde dieser Tarifvertrag für

  

alle ArbeitnehmerlInnen tarifgebundeneR
französischeR ArbeitgeberInnen gelten
— dagegen nur zwischen den gewerk-
schaftlich organisierten ArbeitnehmerIn-
nen und den deutschen ArbeitgeberInnen,

die Partei des gleichen Tarifvertrages
sind??. Zwar könnten die Tarifparteien
um der einheitlichen Wirkung des Ver-
trages willen, diesen einem nationalen
Tarifvertragsstatut unterstellen. Diese

Rechtswahl würde jedoch an den Ordre-
Public-Vorbehalten der Nationalstaaten
scheitern. Die Anwendungdesfranzösi-
schen Rechts etwa, das auch die nicht-
organisierten Arbeit-
nehmerInnen dem

Tarifvertrag unter-
wirft, würde mit der
negativen Koalitions-
freiheit gemäßArt. 6
Einführungsgesetz
zum BGB in Kon-
flikt treten. Ungelöst
ist auch das Konkur-
renzverhältnis von
nationalem Tarifver-

trag und europäischem Tarifvertrag, wenn
sie von unterschiedlichen Gewerkschaf-
ten abgeschlossen werden: In Deutsch-

land bestünde für die Laufzeit des Tarif-
vertrages Friedenspflicht, nicht so in

Frankreich.

Ein einheitlicher Tarifvertrag, der ver-

schiedenen Rechtsordnungen unterliegt
und damit verschiedenen Tarifvertrags-
statuten wird nicht nurin seinerinhaltli-
chen Reichweite verändert. Die normati-

IP ve Wirkung aufdie Arbeitsver-
E02

"es, hältnisse, die notwendig ein-
heitlich sein müßte, bleibt dabei

aufder Strecke.
Soweit Art.4 SozPolAbk

. nicht die Möglichkeit vorsieht,

ein einheitliches Tarifrecht anzuwen-

den?®, sehen diese Regelungen keine
einheitliche normative Wirkung der auf
europäischer Ebene geschlossenen Ver-

einbarungen vor. Deshalb taugen sie

nach ganz überwiegender Auffassung
auch nicht als Rechtsgrundlagefür Tarif-
verträge auf europäischer Ebene *.
Die realen Umsetzungsmöglichkeiten

europäischer Tarifpolitik beschränken
sich für die Gewerkschaften daher auf

die Teilnahme am sozialen Trialog der

Kommission, d. h. in Ermangelungeines

rechtlichen Rahmens der Tarifautono-

mie auftraditionellen Lobbyismus. So-
lange die europäische Gewerkschaftsbe-

wegung nicht in der Lage ist, mit

europaweiten Aktionen bis hin zu trans-
nationalen Arbeitskämpfen die Arbeit-
geberInnenseite zu Kompromissen in
substantiellen Fragen der Arbeitsbedin-
gungen zu zwingen, werden sich Verein-
barungen auf den kleinen Bereich ge-
meinsamer Interessenlagen beschrän-

ken,?® wenn beide fürchten, eine Rege-
lung durch den MinisterInnenrat auf

Vorschlag der Kommission würde diese 

ıcht ®
noch weniger berücksichtigen.” Nicht
zu unterschätzen ist auch das organisa-
tionspsychologische Problem, daß ef-
fektive europäische Tarifpolitik die
Übertragung von Verhandlungsmandaten

auf die europäischen Spitzenverbände
erfordert, was bei den nationalen Ge-
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werkschaften die Angst vor Machtverlust

wecken dürfte. Daß die Arbeitgeberln-
nenseite in dieser Situation den Ab-
schluß von europäischen Tarifvereinba-
rungen für überflüssig hält, bedarf kei-
ner Erläuterung. Vielmehr wird auch auf
europäischer Ebene eine Deregulierung
gefordert.?” Jedoch sind Vereinbarungen
über Konsultationen bei Europäischen
Konzernen im Zusammenhang mit der

Euro-Betriebsräterichtlinie 94/45/EG zu
verzeichnen. Ob diese Gremien Keim-
zellen effektiver transnationaler Aktio-
nen der ArbeitnehmerInnen und damit
Wegbereiter für europäische Firmen-
tarife sein können,bleibt aufmerksam zu
beobachten. |

rn
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Binnenmarkt und Euro als E
sozialpolitische Einsturzgefahr I,.=

Die Kartellwirkung des Tarifvertrages
muß, im Gegegensatz zu dem übrigen

Marktgeschehen, unter den Vorausset-

zungen des Binnenmarktes ihre Effekti-
vität verlieren und wird an ihren nationa-
len Grenzenscheitern.

Gerade unter den Bedingungen der
Währungsunionentfällt die Nutzung des
Wechselkurses als wettbewerbs- und

beschäftigungspolitisches Instrument.

Zuvor ließen sich Lohnkostensteigerun-
gen durch die Abwertung der Währung
zumindest auf dem Exportmarkt kom-
pensieren. Nach dem Fortfall des Wech-

selkurses wirken sich ungleiche Lohn-

stückkosten unmittelbar auf die Wettbe-
werbsposition der beteiligten Volkswirt-

schaften aus.°* Die aus simplen Verglei-
chen der Lohnstückkosten resultierende

Standortdebatte wird sich zwangsläufig

in ein tarifpolitisches Rennen „nach
unten“ übersetzen, sie treibt die Anbiete-

rInnen von Arbeitskraft zwar nicht mehr

individuell aber als nationale Gruppenin
den Unterbietungswettbewerb. Da den

Gewerkschaften die rechtlichen Voraus-
setzungen fehlen, die Kartellwirkung
des Tarifvertrages grenzüberschreitend
sicherzustellen, werden sie zukünftig

über Reallohnverluste und Verschlechte-

rung der Arbeitsbedingungen verhan-

deln müssen. Dies wird nicht nur die
ArbeitnehmerInnen in den Hochlohn-

ländern der Gemeinschaft treffen, auch
in den Billiglohnländern wird eine nach-
haltige Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen mit dem Hinweis unterbleiben,
damit würde der bestehende Wettbe-
werbsvorteil beseitigt. Zukünftig ist also

weder mit einer Angleichung nach oben

zu rechnen, noch mit gemeinschafts-
weiten Mindestbedingungen, gegebenen-

falls auf mittlerem Niveau, sondern
schlicht mit Sozialdumping.””
Die damit einhergehende Schwächung

der Kaufkraft breiter Bevölkerungs-
schichten könnte auch das sozialpoliti-
sche Gleichgewicht in der Gemeinschaft
gefährden. Indem die Europäische Ge-

  

meinschaft dem Sozialen Dialog die
Effektivität verweigert, gefährdet sie

ihre eigene Integrationsfähigkeit und
damitsich selbst.

Äußerst fraglich bleibt aber, ob die
europäischen Regierungen und Institu-
tionen der Gemeinschaft darauf über-
haupt werden reagieren können. Hierzu
bliebe nämlich keine andere Möglich-
keit, als daß der Rat der Gemeinschaft,
letztlich das Grundrechtder Tarifautono-
mie verdrängend,seinerseits sozialpoli-
tische Mindestrichtlinien und Verord-
nungen beschließt. Hierbei laufen die
Regierungender Ländermit den niedrig-
sten Lohn- und Arbeitsbedingungenje-
doch Gefahr, Wettbewerbsvorteile ih-
rer Volkswirtschaften zumindest kurz-
fristig zu verspielen. Da Regierungen

nicht in über Legislaturperioden hin-
„ ausgehenden Zeiträumen denken,dürf-
te deren erbitterter Widerstand, gerade
wenn die Richtlinie (wie meist) nur

einstimmig beschlossen werden kann,

zur sozialpolitischen Immobilität der
Gemeinschaft führen.
Zu diesen Zerreißproben kann die

Auseinandersetzungen um die Entsende-

richtlinie 91/17/EG, deren Ziel es ist,

zum Schutze insbesondere der französi-
schen und deutschen Bauwirtschaft Min-
destlöhne durchzusetzen, und die des-
halb am Widerstand Griechenlands, Por-
tugals und Irlands fast gescheitert wäre,
nur ein Vorspiel gewesensein’".

Letztlich bedarf es eines gemeinsa-
men demokratischen Willensbildungs-
prozeßes, an dessen Ende europäische
Normen stehen müssen. Solche Rege-

lungen können nur in zweierlei Weise

festgelegt werden, durch europäische
Tarifverträge und allgemein durch einen
direkt demokratisch legitimierten (zu-
künftigen) Gesetzgeber, dem Europäi-
schen Parlament.

Boris Karthaus wartet auf die nächste
Verlosung einer Referendariatsstelle
in Frankfurt. I
E ..

enm

      

  
Anmerkungen:
27 vgl. Blanpain/Schmidt/Schweibert; 80ff.

28 Coen,, BB, 1992, 2068.
29 Simitis, FS Kissel, 1110, G. Lyon-Caen,

Receuil Dalloz Sirey, 1993, 149.

30 Vgl. Däubler, EuZW, 1997, 613; Gerken/

Löwisch/Rieble, BB, 1995, 2370.

Literatur:
Blank, Michael, Europäische Kollektivverträge

und Sozialer Dialog, Festschrift (FS) für .

Gnade, 1992, 649ff.
Blanpain, Roger / Schmidt, Marlene / Schwei-

bert, Ulrike, Europäisches Arbeits-

recht, 2. Aufl., 1996.
Buchner, Herbert, Die sozialpoliti-

sche Entwicklung der Euo-

päischen Gemeinschaft im

Spannungsfeld von hoheitli-

cher Regelung und tarif-
autonomerGestaltung, Recht

derArbeit (RdA), 1993, 193ff.

  

  

 

   

Die Demontagedes Arbeitsrechts 3/98

Coen, Martin, Europäische Gemeinschaft und

Tarifautonomie, Betriebs-Berater (BB), 1992,

2068ff.
Däubler, Wolfgang, Die Entsenderichtlinie und

ihre Umsetzung in das deutsche Recht,

Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht

(EuZW) 1997, 613ff.
Gamillscheg, Franz, Kollektives Arbeitsrecht,

1997.
Gerken, Lüder/Löwisch, Manfred/ Rieble, Vol-

ker, Der Entwurf eins Arbeitnehmer-

Entsendegesetzes in ökonomischerundrecht-

licher Sicht, BB, 1995, 2370ff.
Heinze, Meinhard, Die Rechtsgrundlage des

sozialen Dialogs auf Gemeinschaftsebene,
ZeitschriftfürArbeitsrecht (ZfA) 1997, 505ff.

Karthaus, Boris, Subsidiarität: Rechtsgrundlage

Europäischer Tarifverträge, Arbeit und Recht

(ArbuR), 1997, 221
Kempen, Otto Ernst / Zachert, Ulrich,

Tarifvertragsgesetzt -— Kommentar für die

Praxis, 3. Aufl. ‚1997.

Kempen, Otto Ernst, Subsidiaritätsprinzip, eu-

ropäisches Gemeinschaftsrecht und Tarifau-

tonomie, Kritische Vierteljahresschrift für
Geserzgebung und Rechtswissenschaft

(KritV), 1994, 13ff.
Kreimer-de Fries, Joachim, EU-Teilzeit-

vereinbarung — kein gutes Omen für die

Zukunft der europäischen Verhandlungs-

ebenen, ArbuR 1997, 314ff.
Langlois, Philippe, Europe sociale et principe de

subsidiarite, droit social (dr. soc.) 1993,

201 ff.
Lyon-Caen, Gerard/ Lyon-Caen, Antoine,Droit

social international et europden, 8. Aufl.,

1993.
Lyon-Caen, Gerad, Le droit social de la

Communaut& europeene apres le Traite de

Maastricht,, Recueil Dalloz Sirey, 1993,

1498.
Moreau, Marie-Ange, Tendancesdu droit social

communautaire — ombres et brouillards ä

Maasticht, dr. soc., 1994, 80ff.

Münchner Handbuch zum Arbeitsrecht, Mün-

chen, 1993, zit. als MünchArbR.

Sciarra, Silvana, Collective Agreements in the

Hierachy of European Community Sources,

Liber amicorum (FS) Lord Wedderburn,

1996, 1891f.
Simitis, Spiros, Europäisierung oder Renationa-

lisierung des Arbeitsrechts, FS Kissel, 1994,

1098FF.
Sinzheimer, Hugo, Ein Arbeitstarifgesetz, 1916.

Stiller, Klaus Peter, Europäische Tarifverträge

als Instrumente der sozialen Integration der

Gemeinschaft, Zeitschriftfür internationales

Arbeits- und Sozialrecht (ZIAS), 1991, 194ff.

Teyssie, Bernard, La negociationcollective et la

norme communautaire apres 1’ entree en

vigueurde I’ Accord europ&en surla politique

sociale, La semaine Juridique (ICP), Ed. E,

1994, 215ff.
Treu, Tiziano, European Collective Bargaining

Levels and the Competences of the Social

Partners, Liber amicorum (FS) Lord

Wedderburn, 1996, 169 ff.
Wank, Rolf, Arbeitsrecht nach Maastricht, RdA

1995, 10ff.
Zachert, Ulrich, Europäische Tarifverträge -

von korporatistischer zu autonomer

Normseztung?, FS Schaub, 1998,

8ıl ff.
Zwanziger, Bertram, Zur Zu-

ständigkeit der Europäi-

schen Gemeinschaft

auf dem Gebiet des

Arbeitsrechts,

ArbuR 1995, 430 ff.

FoR


